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Wie n --
Nach der dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­

heiten am 15.4.1975 zugekommenen Note der Parlamentsdirektion 
Zl. 2013/J-NR/75 vom 11.4.1975 haben die Abgeordneten zum Na~ 
tionalrat.Regensburger, Dr. Schwimmer und Genossen am 
11.4.1975 eine 

Anfrage 
an den Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten betref­
fend Verhandlungen über ein österreichisch-italienisches 80-

zialversicherungsabkommen überreicht. 
Ich beehre mich, diese Anfrage gemäss § 71 Abs. 3 des BG 

vom 6.7.1961, BGBl.Nr. 178, wie folgt zu beantworten: 
Das geltende österreichisch-italienische Sozialversicherungs­

abkommen ist seit 1955 in Kraft. Derzeit wird mit Italien über ein 
Zusatzabkommen zu dem vorerwähnten Abkommen verhandelt, wobei nur 
noch wenige Detailfragen offen sind. -. ", 

Zu dem in der Tiroler Tageszeitung vom 7.4.1975 NI'. 80 unter 
dem Titel "Raschere Renten- und Pensionsabwicklung" erschienenen 
ArtikeJ.·ist zu 'sagen, dass der Untertitel "Verhandlungen über 
österreichisch-italjenische Sozialversicherungsfragen in Rom" in­
sofern irreführend ist, als der Abgeordnete Dr. Reinhart in Rom 
keine· Verhandlungen geführt hat. Abgeordneter Dr. Heinhart hat in 
Kenntnis zahlreicher Härtefälle, mit denen er als Leiter des Re­
ferates Sozialversicherung der Tiroler Arbeitnehmer dauernd kon­
frontiert ist, sich bemüht, durch eine Aussprache mit dem Unter­
staatssekretär im italienischen Arbeitsministerium Senator deI Nero 
einerseits diese Härtefälle zu lindern. andererseits generell eine 

.. raschere Auszahlung der Pensionen durch das italienische National- . 
iristi tut fU.r 80z1ale Fürsorge zu e:r'wirkel1. 
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Diese Aussprache \Var schon seit längerer Zeit geplant. Der 
damalige Bundesminister für Aus\'{ärtige Angelegenheiten Dr .Kirch­
schUjger hatte ihr zugestimmt. Die Aussprache fand mit Wissen 
und Zustimmung des Bundesmj.nisteriullls für Auswärtige fu'1gelegen­
heiten statt. Dr. Reinhart führte dieses Gespräch nüt Unterstaats­
sekretär deI Nero als Tiroler Abgeordneter zum Nationalrat, als 
Bevollmächtigter des ös"terreichischen Arbei terka.mmertages und, \.',ie 
schon erwähnt, insbesondere als Leiter des Referates Sozialversi­
cherung der 1'iroler Arbeiterkammer . 

Staatssekretär deI Nero hat bei dieser Aussprache zugesagt, 
folgende in der praktischen Anwendung des derzeitigen Abkommens 
auftretende und zu Härtefällen führende Probleme zu prüfen: 

1) Neuauflage der für die Abvücklung zwischenstaatlicher 
Sozial versi,cherungsfälle verwendeten Formulare; 

2) Direkte Über"rreisung von Renten.,... und Pensionsleistungen 
durch den beöcheiderteilenden Versicherungsträger. 

Staatssekretär deI Nero hat sich ferner bereit erklärt, im 
Wege der asterreichischen Botschaft in Rom Listen von Härtefällen, 
die von der Tiroler Arbeiterkammer erstellt werden, entgegenzu­
nehmen und sich dieser Härtefä11e im Sinne einer be-vorzugten Prü­
fung und. Auszahlung von italienischen Renten und Pensl.onen anzu­
nehmen. Eine erste Liste dieser Art ist bereits an die österreichi­
sche Botschaft Rom mj.t der Bitte um \Veiterlei tung an Staatssekretär 
deI Nero ergangen. 

Schliesslich hat Staatssekretär Nero bei der Aussprache zuge­
sagt, die Unterstützung sozialpolitischer Ernpfehlungsanträge öster­
.reichischer Abgeordneter beim Europarat dürch italienische Parla­
mentarier zu prüfen. Es handelt sich hiebei. li.a. um Empfehlungsan­
träge betreffend die Einführung eines europäischen Sozialversiche­
rungspasses , ~ie Einführung eines europäischen Renten- und Pensions-M 

·fon.ds, die Einführung eines europäischen Krankenscheines, sowie die 
Errichung einer Schiedsstelle bei. Strei t1gkei ten aus dem Urlaubsr,echt 
zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer. 

\'iien, am 22.Mai 1975 
Der Bundesminister für 

Auswärtige Ange~egenheiien: . 
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